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Energien. Die Hightech-Agen-
da würdigte Schulze als richti-
gen Schritt, doch fehle es an
ergänzenden Investitionen in
Bildung und die Verbesserung
der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf.

Söder will in Zukunft

mehr zuhören

Von „Schaufensterpolitik“
sprach SPD-Fraktionschef
Holger Grießhammer. „Viel
Pathos, viel Bundespolitik,
viele alte Versprechen im neu-
en Gewand – aber wenig, das
den Menschen in Bayern kon-
kret hilft“, kommentierte er Sö-
ders Rede. Es brauche eine
echte Investitionsoffensive,
ohne dabei um jeden Preis an
der schwarzen Null festzuhal-
ten. Zudem brauche es Entlas-
tungen für die Bürger im Alltag.

Rückendeckung für Söder
kam von CSU-Fraktionschef
Klaus Holetschek. Der Minis-
terpräsident habe einen Plan
für Bayern, Ziel sei Wohl-
stand für alle. Auch wenn im
Freistaat noch nicht alles op-
timal laufe, sei man auf einem
guten Weg.

Bernhard Pohl (Freie Wäh-
ler) betonte, Bayern trotze
dank der Regierungskoalition
erfolgreich der Krise. Er
mahnte aber auch weiter „un-
angenehme Entscheidungen“
an. Politik sei zu lange
„Wunscherfüllungsautomat“
gewesen. „Wir müssen uns
wieder mehr auf das Wesentli-
che konzentrieren und den
Leuten ehrlich sagen, was geht
und was nicht geht“, fasste
Pohl zusammen.
> JÜRGEN UMLAUFT

Ebner-Steiner unter anderem
die Absenkung der Biersteuer.
„Bier muss wieder billiger
werden in diesen Zeiten“, er-
klärte sie.

Nach Ansicht von Grünen-
Fraktionschefin Katharina
Schulze hat Söder mit „marki-
gen Worten übertönt, dass wir
in Bayern nicht so weit sind,
wie wir sein könnten“. Schul-
ze verwies auf den Wohnungs-
mangel, den in vielen Berei-
chen spürbaren Sanierungs-
stau und die weiterhin zu gro-
ße Abhängigkeit von fossilen

AfD-Fraktionschefin Katrin
Ebner-Steiner sah die Politik
der Staatsregierung in eine
falsche Richtung laufen.
„Auch hier in Bayern stehen
die Zeichen auf Niedergang“,
sagte sie. Monatlich würden
im Freistaat rund 2000 Indus-
triearbeitsplätze verloren ge-
hen. Mit einer verfehlten
Energiepolitik werde der
Wirtschaft das Rückgrat ge-
brochen, die Steuer- und Ab-
gabenlast sei für Unterneh-
men wie Bürger zu hoch. Als
konkrete Maßnahme forderte

an. Er betonte den Wert des
Kompromisses in einer De-
mokratie und meinte, die
Lage im Land sei „zu ernst für
klassische Rituale“. Auch er
habe manchmal sehr deutli-
che Worte gewählt, werde
künftig aber „noch stärker da-
rauf achten und versuchen,
dass Ton und Stil der Lage un-
serer Demokratie angemessen
sind“. Je schlechter man sich
gegenseitig mache, desto
leichter falle es jenen, „die un-
ser gesamtes System infrage
stellen“.

Ausbau der Infrastruktur auf
Straße und Schiene sowie die
Bereiche Digitalisierung und
Bürokratieabbau. Als „Her-
zensanliegen“ bezeichnete Sö-
der den Ausbau der Kinderbe-
treuung. „Kinder sind einfach
das höchste Glück, egal woher
sie kommen oder wo sie gebo-
ren sind“, betonte er. Deshalb
würden die Investitionen in
den Ausbau der Betreuungs-
strukturen massiv erhöht.

Im letzten Teil seiner Rede
kündigte Söder einen persön-
lichen politischen Stilwechsel

Ministerpräsident Markus
Söder (CSU) hat seine

Regierungserklärung vor dem
Landtag für eine „ehrliche Be-
standsaufnahme“ zur Lage im
Freistaat genutzt. Bayern sei
trotz internationaler Krisen
und der Wirtschaftsschwäche
„weiter Stabilitätsanker in
Deutschland“, sagte er. Man
gehe die großen Herausforde-
rungen mit der „Bayern-Agen-
da 2030“ an, die auf Innovati-
on, Transformation und Inves-
titionen beruhe. Neue Ankün-
digungen machte Söder dabei
nicht. Das brachte ihm den
Vorwurf der Opposition ein,
außer Eigenlob für bereits Be-
schlossenes keine neuen Im-
pulse für die Zukunft Bayerns
zu setzen.

Das Generalmotto bleibt:

Economy first

Söder erneuerte sein Gene-
ralmotto „Economy first“ als
Grundlage der Politik seiner
Regierungskoalition. Nur mit
dem Ausbau der Stellung als
international wettbewerbsfä-
hige Technologiemacht könne
dauerhaft Wohlstand, Stabili-
tät und Demokratie gesichert
werden. Mit der 2018 gestarte-
ten Hightech-Agenda würden
von der Luft- und Raumfahrt
über Robotik, künstliche In-
telligenz und Rüstungstechnik
bis hin zu Medizin und Bio-
chemie „alle globalen Trends
der Zukunft“ gefördert. „All
das schafft Arbeitsplätze für
die Zukunft“, sagte Söder.

Als weitere Themen nannte
er den Wohnungsbau, für den
die Fördermittel seit 2018 ver-
doppelt worden seien, den

Persönlicher und politischer Stilwechsel

Neuer Stil und neuer Look: Markus Söder bartfrei im Landtag. FOTO: BILDARCHIV BAYERISCHER LANDTAG

Go“, sagte er. Für Bürger sei
kaum nachvollziehbar, warum
auf öffentlich wirkenden Flä-
chen plötzlich private Ver-
tragsstrafen drohten. Seine
Forderung: Wer Geld verlange,
solle Schranken errichten.

Jürgen Eberwein (CSU) wi-
dersprach: „Die Rechtslage ist
klar.“ Drei Ministerien sähen
keine unmittelbare Handhabe
des Freistaats. Zielführender
sei Druck auf Bundesebene
und Unterstützung durch Ver-
braucherschützer. Er bean-
tragte deshalb das Votum
„Würdigung“: also die Aner-
kennung des Anliegens ohne
unmittelbare Gesetzesfolge.
Die Staatsregierung soll das
Thema aber weiter begleiten
und berichten.

Markus Saller (Freie Wäh-
ler) warnte vor Überregulie-
rung: „Wir tun uns keinen Ge-
fallen, wenn wir nach staatli-
cher Regulierung rufen.“ Ge-
gen unseriöse Anbieter gebe es
bereits Unterlassungsklagen.

Markus Büchler (Grüne)
hielt die bisherigen Antworten
für unzureichend: „Es ist zu
wenig, wenn wir schulterzu-
ckend zur Kenntnis nehmen
und die Bürger zur Verbrau-
cherzentrale schicken.“ Zu-
mal diese finanziell immer
schlechter ausgestattet seien.
Den CSU-Vorschlag unter-
stützte er dennoch. Am Ende
beschloss der Ausschuss die
Würdigung einstimmig.
> DAVID LOHMANN

Auf einem Privatparkplatz in
Aschheim bei München hatten
die Betreiber neue Parkregeln
eingeführt, die viele Autofah-
rer nicht bemerkt haben. Ver-
stöße wurden gesammelt, Mo-
nate später folgten gebündelte
Forderungen über teils mehre-
re Hundert Euro. Die Empö-
rung darüber mündete in eine
Petition an den Bayerischen
Landtag – und beschäftigte den
Verkehrsausschuss.

Doch Thomas Bauer, Minis-
terialrat im Justizministerium,
machte gleich zu Beginn deut-
lich, dass der Handlungsspiel-
raum des Freistaats begrenzt
sei. Grund: Es handle sich um
ein zivilrechtliches Problem
auf Privatgrund. Die diskutier-
te Idee, über das Preisangaben-
recht strengere Regeln zu
schaffen, greife nicht: „Ver-
tragsstrafen sind keine Preise“,
erklärte Bauer. Verbraucher
seien aber juristisch nicht
schutzlos, etwa wenn Schilder
zu klein oder Forderungen
treuwidrig seien. Das Problem
sei, „dass sich Bürgerinnen
und Bürger eingeschüchtert
fühlen und zahlen“ – statt sich
zu wehren. Bayern habe daher
beim Bund angeregt, Vertrags-
strafen künftig „unverzüglich“
geltend zu machen statt erst
Monate später gesammelt.

Markus Striedl (AfD) hielt
die Einschätzung für juristisch
korrekt, politisch aber für un-
zureichend. „Mit Schilderauf-
stellen Geld machen ist ein No-

Teure Knöllchen „Verpasste Chance“
Im bayerischen Staatshaus-

halt liegen rund 150 Millionen
Euro aus der Feuerschutzsteu-
er ungenutzt auf der hohen
Kante. Dieser Ausgabenrest
hat sich seit 2020 verdreifacht.
Laut Gesetz müssen die Mittel
zweckgebunden für die Er-
tüchtigung der Feuerwehren
im Freistaat ausgegeben wer-
den. Die Grünen haben nun
im Innenausschuss des Land-
tags beantragt, das Geld mög-
lichst rasch den bayerischen
Städten und Gemeinden
durch eine Erhöhung der För-
derung zum Bau und zur Sa-
nierung von Feuerwehrgeräte-
häusern zur Verfügung zu stel-
len. „Das Geld sollte nicht

länger ungenutzt im Staats-
haushalt liegen bleiben“, er-
klärte der Grünen-Abgeord-
nete Florian Siekmann. Ein
weiteres Anwachsen dieser
Mittel ohne zielgerichtete Ver-
wendung sei eine „verpasste
Chance für die dringend erfor-
derliche Stärkung der Feuer-
wehren und die Entlastung
der Kommunen in Bayern“.

Die Regierungsfraktionen
von CSU und Freien Wählern
sahen das ebenso wie die AfD
anders. So betonte Thorsten
Freudenberger (CSU), dass die
staatliche Förderung für Feuer-
wehrbauten in den vergange-
nen Jahren bereits deutlich er-
höht worden sei. Als einen

Grund für die hohen Ausga-
benreste nannte er Schwierig-
keiten bei der Beschaffung von
Feuerwehrfahrzeugen und bei
der Umsetzung von Baumaß-
nahmen. Das habe dazu ge-
führt, dass aktuell Förderan-
träge der Kommunen in Höhe
von gut 200 Millionen Euro be-
willigt seien, aber nicht ausbe-
zahlt werden könnten. „Das
Geld ist verplant“, betonte
Freudenberger. Auf den Ein-
wand Siekmanns, dass auch in
den kommenden Jahren mit
neuen Ausgabenresten zu
rechnen sei, verwies Freuden-
berger auf den hohen Investi-
tionsbedarf beim Ausbau und
der Modernisierung der drei

bayerischen Feuerwehrschu-
len. Dieser werde auf rund 400
Millionen Euro beziffert. Es
gebe keinen Spielraum, regulä-
re Fördersätze zu erhöhen,
„nur weil gerade Geld da ist“.

Ein Vertreter des Innenmi-
nisteriums erklärte im Aus-
schuss, es würden „keine Über-
schüsse künstlich zurückge-
halten“. Die genannten Ausga-
benreste seien „sinnvoll ver-
plant“. Das bezweifelte Chris-
tiane Feichtmeier (SPD). Wenn
Ausgabenreste seit Jahren kon-
tinuierlich größer würden,
könne mit der Planung etwas
nicht stimmen. Die Ausschuss-
mehrheit lehnte den Grünen-
Antrag trotzdem ab. > JUM

Umstrittenes Planungstool
Im Gesundheitsausschuss ist

die Krankenhausplanung in
Bayern weiterhin umstritten.
Dies wurde bei der Beratung
über das sogenannte Mediqon-
Gutachten zum künftigen sta-
tionären Versorgungsbedarf
deutlich. Nach der Studie, die
auf der Basis von Daten zur Pa-
tientenstruktur und der prog-
nostizierten Bevölkerungsent-
wicklung regional nötige Kli-
nikkapazitäten vorausberech-
net hat, werden 2035 rund 3

Prozent mehr Menschen ein
Klinikbett benötigen als heute,
wenn gleichzeitig das mögliche
Potenzial an ambulanten Be-
handlungen ohne Klinikauf-
enthalt voll ausgeschöpft wird.
Dazu müsste das Angebot an
niedergelassenen Haus- und
Fachärzten ausgebaut werden.

Laut Ministerialdirigent Her-
wig Heide aus dem Gesund-
heitsministerium bietet das
Gutachten eine „kleinräumige
Versorgungsprognose“ für alle

Regionen Bayerns. Es sei
Grundlage für die weitere Kran-
kenhausplanung und stehe den
Krankenhausträgern sowie den
für die Planung verantwortli-
chen kommunalen Entschei-
dungsträgern zur Verfügung.

Dagegen bezeichnete Andre-
as Hanna-Krahl (Grüne) das
Planungstool lediglich als
„Orientierungshilfe“. Er sah
genauso wie Ruth Waldmann
(SPD) den Freistaat weiter in
der Pflicht für eine übergeord-

nete, landesweite Kranken-
haus- und Versorgungspla-
nung. Diese Planungsleistung
könnten auch nach Ansicht
zahlreicher Fachverbände die
kommunalen Entscheidungs-
träger nicht allein leisten.
Thorsten Freudenberger
(CSU) sah aufgrund der vom
Bund angestoßenen Kranken-
hausreform ohnehin zusätzli-
che Koordinierungsaufgaben
auf das Gesundheitsministeri-
um zukommen. > JUM
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